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geschäften und des Internationalen Verhaltenskodex für erhalten, und fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf,44

Amtsträger ergreifen sollen; dem Sekretariat die für diese technische Hilfe erforderlichen45

2. fordertdie Mitgliedstaatennachdrücklich auf, soweit
noch nicht geschehen, die einschlägigen internationalen Er- 7.ersuchtdie Kommission für Verbrechensverhütung
klärungen zu verwirklichen und gegebenenfalls die internatio- und Strafrechtspflege, der Frage der Bestechung von Amts-
nalen Rechtsinstrumente gegen die Korruption zu ratifizieren; trägern anderer Staaten bei internationalen Handelsgeschäften

3. fordert die Mitgliedstaatenaußerdem nachdrücklich
auf, die Bestechung von Amtsträgern anderer Staaten bei
internationalen Handelsgeschäften wirksam und koordiniert
unter Strafe zu stellen, und ermutigt sie, soweit erforderlich
Programme zur Abschreckung, Verhinderung und Bekämp- 70. Plenarsitzung
fung der Bestechung und Korruption durchzuführen, beispiels- 12. Dezember 1997
weise indem sie die institutionellen Hindernisse durch die
Entwicklung integrierter Managementsysteme und die För-
derung von Rechtsreformen abbauen, im Einklang mit ihren
grundlegenden Rechtsgrundsätzen sowohl im öffentlichen als
auch im privaten Sektor, indem sie die Voraussetzungen für
einen größeren Einfluß der Bürger bei der Entwicklung einer
transparenten und rechenschaftspflichtigen Regierungsführung
schaffen, indem sie die aktive Beteiligung der nichtstaatlichen
Organisationen an der Konzeption, Planung und Durchführung
von Initiativen zur Verbesserung der ethischen Normen und
Praktiken bei staatlichen und privaten Handelsgeschäften
unterstützen und indem sie soweit erforderlich anderen Staaten
Ausbildungsmöglichkeiten und technische Hilfe gewähren,
und ermutigt sie, Normen für eine ordnungsgemäße Regie- eingedenk dessen, daß die Musterverträge der Vereinten
rungs- und Verwaltungsführung zu erarbeiten und anzuwen- Nationen über die internationale Zusammenarbeit in Strafsa-
den, insbesondere Rechenschaftspflicht und Transparenz, chen wichtige Instrumente zur Förderung der internationalen
gesetzmäßiges Geschäfts- und Finanzgebaren und andere Maß- Zusammenarbeit darstellen,
nahmen zur Bekämpfung der Korruption;

4. ersuchtden Generalsekretär, alle Mitgliedstaaten zu über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
bitten, Berichte über die Maßnahmen vorzulegen, die sie zur Strafverfolgung kontinuierlich überprüft und überarbeitet
Umsetzung der Bestimmungen der Erklärung ergriffen haben, werden müssen, um sicherzustellen, daß die spezifischen
insbesondere soweit es dabei um die Unterstrafestellung, Probleme, die heutzutage bei der Verbrechensbekämpfung
wirksame Strafmaßnahmen, die steuerliche Abzugsfähigkeit, auftreten, jederzeit wirksam angegangen werden,
Normen und Praktiken der Rechnungslegung, die Entwicklung
von Geschäftskodexen, unerlaubte Bereicherung, Rechts-
hilfebestimmungen und das Bankgeheimnis sowie um staatli-
che Strategien und Politiken zur Bekämpfung der Korruption
geht, die der Generalsekretär zusammenstellen und der
Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
zur Prüfung vorlegen wird, mit dem Ziel, weitere Maßnahmen
zur vollinhaltlichen Verwirklichung der Erklärung zu prüfen;

5. bittetdie zuständigen internationalen, regionalen und
nichtstaatlichen Organisationen, der Kommission für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege einschlägige Infor-
mationen über die auf internationaler Ebene unternommenen
Anstrengungen zur Bekämpfung der Korruption und Beste-
chung zur Verfügung zu stellen;

6. ersucht den Generalsekretär, vorbehaltlich der
Verfügbarkeit außerplanmäßiger Mittel die technische Hilfe
zur Bekämpfung der Korruption zu intensivieren, indem
Mitgliedstaaten, die darum ersuchen, Beratungsdienste

außerplanmäßigen Mittel zur Verfügung zu stellen;

Aufmerksamkeit zu widmen und in die Tagesordnung einer
der nächsten Tagungen eine Prüfung der Maßnahmen auf-
zunehmen, die die Staaten zur Verwirklichung der Erklärung
ergriffen haben.

52/88. Internationale Zusammenarbeit in Strafsachen

Die Generalversammlung,

in Anerkennungdessen, daß es nützlich ist, innerstaatliche
Rechtsvorschriften zu erlassen, die im Hinblick auf Aus-
lieferungen ein Höchstmaß an Flexibilität ermöglichen, und
eingedenk dessen, daß einige Entwicklungsländer und Über-
gangsländer weder über die Mittel zur Herstellung und
Aufrechterhaltung vertraglicher Beziehungen auf dem Gebiet
der Auslieferung noch über geeignete innerstaatliche Rechts-
vorschriften verfügen,

in der Überzeugung, daß die bestehenden Vereinbarungen

sowie in der Überzeugung, daß die Überprüfung und
Überarbeitung der Musterverträge der Vereinten Nationen zu
einer wirksameren Verbrechensbekämpfung beitragen wird,

mit Lob für die Arbeit, die die vom 10. bis 13. Dezember
1996 zur teilweisen Durchführung der Resolution1995/27 des
Wirtschafts- und Sozialrats vom 24. Juli 1995 in Syrakus
(Italien) abgehaltene Tagung der Zwischenstaatlichen Sach-
verständigengruppe für Auslieferung geleistet hat, indem sie46

den Muster-Auslieferungsvertrag überprüft und Ergänzungs-47

bestimmungen zu diesem Vertrag, Elemente für Musterrechts-
vorschriften auf dem Gebiet der Auslieferung sowie die
Gewährung von Ausbildung und technischer Hilfe für mit
Auslieferungsfragen befaßte einzelstaatliche Beamte vor-
geschlagen hat,

sowie mit Lob für die Internationale Vereinigung für
Strafrecht und das Internationale Institut für höhere kriminolo-
gische Studien, die die Tagung der Sachverständigengruppe

Resolution 51/191, Anlage. E/CN.15/1997/6 und Korr.1, Anhang.44

Resolution 51/59, Anlage. Resolution 45/116, Anlage.45
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unterstützt haben, und die Regierungen Deutschlands, Finn- 3.legt den Mitgliedstaatennahe, im Rahmen ihrer
lands und der Vereinigten Staaten von Amerika und das innerstaatlichen Rechtsordnung wirksame Rechtsvorschriften
Interregionale Forschungsinstitut der Vereinten Nationen für auf dem Gebiet der Auslieferung zu erlassen, und fordert die
Kriminalität und Rechtspflege, die bei der Organisation dieser internationale Gemeinschaft auf, nach besten Kräften zur
Tagung zusammengearbeitet haben, Erreichung dieses Ziels beizutragen;

im Bewußtseindessen, daß die Zwischenstaatliche Sachver- 4.ersuchtden Generalsekretär, im Benehmen mit den
ständigengruppe in Anbetracht der begrenzten Zeit, die ihr zur Mitgliedstaaten und im Rahmen der verfügbaren außerplan-
Verfügung stand, ihre Arbeit nicht abschließen konnte und daß mäßigen Mittel zur Vorlage an die Kommission für Ver-
sie sich somit letzten Endes auf das Gebiet der Auslieferung brechensverhütung und Strafrechtspflege Musterrechtsvor-
beschränken mußte , schriften auszuarbeiten, die den Mitgliedstaaten bei der48

entschlossen, den Abschnitt I der Resolution 1995/27 des
Wirtschafts- und Sozialrats umzusetzen, in dem der Rat den
Generalsekretär ersucht hat, eine Tagung einer zwischen-
staatlichen Sachverständigengruppe einzuberufen, um zu
erkunden, wie die Effizienz der Auslieferungsverfahren und
der damit verbundenen Mechanismen der internationalen 5.bittet die Staaten zu erwägen, im Rahmen ihrer
Zusammenarbeit verbessert werden könnten, innerstaatlichen Rechtsordnung Maßnahmen zu ergreifen, die

I

RECHTSHILFE

1. ersucht den Generalsekretär, eine Tagung einer
zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe einzuberufen,
mit dem Auftrag, praktische Empfehlungen für den weiteren
Ausbau und die weitere Förderung der Rechtshilfe in Strafsa-
chen zu prüfen, und dafür bereits angebotene außerplanmäßige
Mittel zu verwenden;

2. empfiehlt, daß die Sachverständigengruppe im Ein-
klang mit Abschnitt I der Resolution 1995/27 des Wirtschafts-
und Sozialrats und unter gebührender Berücksichtigung der
Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der Menschenrechte
erkunden soll, wie die Effizienz dieser Art von internationaler
Zusammenarbeit verbessert werden könnte, namentlich auch
indem sie alternative oder ergänzende Artikel zu dem Muster-
vertrag über die Rechtshilfe in Strafsachen sowie Muster-49

rechtsvorschriften ausarbeitet und technische Hilfe für die
Ausarbeitung von Abkommen gewährt;

3. empfiehlt außerdem, daß die Sachverständigengruppe
der Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechts-
pflege spätestens auf ihrer achten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorlegen soll;

II

AUSLIEFERUNG

1. begrüßtden Bericht der vom 10. bis 13. Dezember
1996 in Syrakus (Italien) abgehaltenen Tagung der Zwischen-
staatlichen Sachverständigengruppe für Auslieferung ;46

2. beschließt, daß der Muster-Auslieferungsvertrag um47

die in der Anlage zu dieser Resolution enthaltenen Bestimmun-
gen ergänzt werden soll;

Anwendung des Muster-Auslieferungsvertrags behilflich sein
und so die Zusammenarbeit zwischen den Staaten wirksamer
gestalten sollen, und dabei die von der Tagung der Zwischen-
staatlichen Sachverständigengruppe empfohlenen Muster-
rechtsvorschriften zu berücksichtigen;50

es gestatten, Auslieferungs-, Übergabe- oder Überstellungs-
abkommen zu schließen;

6. fordert die Staatennachdrücklich auf, als festen
Bestandteil der Bemühungen um die wirksame Bekämpfung
der ständig wechselnden Methoden der an der organisierten
grenzüberschreitenden Kriminalität beteiligten Personen und
Gruppen die bilateralen und multilateralen Abkommen über
die Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung zu überarbeiten;

7. fordertdie Mitgliedstaatennachdrücklich auf, auf der
Grundlage des Muster-Auslieferungsvertrags nach Bedarf
vertragliche Beziehungen auf bilateraler, regionaler oder
multilateraler Ebene herzustellen;

8. fordert die Mitgliedstaatenaußerdem nachdrücklich
auf, auch weiterhin anzuerkennen, daß der Schutz der Men-
schenrechte nicht als unvereinbar mit einer wirksamen inter-
nationalen Zusammenarbeit in Strafsachen anzusehen ist, und
gleichzeitig die Notwendigkeit voll wirksamer Mechanismen
für die Auslieferung flüchtiger Personen anzuerkennen,

9. bittet die Mitgliedstaaten, im Rahmen ihrer inner-
staatlichen Rechtsordnung, wo dies angezeigt erscheint, die
folgenden Maßnahmen im Hinblick auf die Durchführung und
Anwendung von Auslieferungsverträgen oder sonstigen Aus-
lieferungsvereinbarungen zu erwägen:

a) Schaffung und Bestimmung einer zentralen nationalen
Behörde zur Bearbeitung von Auslieferungsersuchen;

b) regelmäßige Überprüfung ihrer Auslieferungsverträge
oder sonstigen Auslieferungsvereinbarungen, Anwendung von
Rechtsvorschriften sowie Ergreifung anderer notwendiger
Maßnahmen mit dem Ziel, die Effizienz und Wirksamkeit
derartiger Vereinbarungen und Rechtsvorschriften bei der
Bekämpfung neuer und komplexer Formen der Kriminalität zu
erhöhen;

c) Vereinfachung und Straffung der zur Einreichung und
Erledigung von Auslieferungsersuchen erforderlichen Verfah-

Siehe E/CN.15/1997/6 und Korr.1, Anhang, Abschnitt IV.48

Resolution 45/117, Anlage. E/CN.15/1997/6 und Korr.1, Anhang II.49 50
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ren, namentlich zur Übermittlung hinreichender Unterlagen an Empfehlungen für ein Ausbildungsprogramm , in Zusammen-
den ersuchten Staat, um die Auslieferung zu ermöglichen; arbeit mit den zuständigen zwischenstaatlichen Organisatio-

d) Verringerung der zur Erfüllung der Auslieferungs-
kriterien notwendigen technischen Erfordernisse, namentlich
der Dokumentation, in Fällen, in denen eine Person einer
Straftat angeklagt ist;

e) Ausdehnung des Begriffs der auslieferungsfähigen
Straftat auf alle Handlungen und Unterlassungen, die in beiden
Staaten mit einer gesetzlichen Mindeststrafe bedrohte Strafta-
ten darstellen, ohne daß sie in Verträgen oder anderen Verein-
barungen einzeln aufgeführt sein müssen, insbesondere auf
Handlungen und Unterlassungen auf dem Gebiet der organi-
sierten grenzüberschreitenden Kriminalität;

f) Gewährleistung der wirksamen Anwendung des der verfügbaren außerplanmäßigen Mittel und in Zusammen-
Grundsatzesaut dedere aut judicare; arbeit mit anderen zuständigen zwischenstaatlichen Organisa-

g) ausreichende Beachtung der Förderung des Schutzes
der Menschenrechte und der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit
bei der Prüfung und Durchführung der in Ziffer 9 Buchstaben
b bis f genannten Maßnahmen;

10. legt den Mitgliedstaatennahe, zur Erleichterung der material auszuarbeiten, das bei der Gewährung der genannten
Auslieferung auf bilateraler, regionaler oder weltweiter Ebene technischen Hilfe an die darum ersuchenden Mitgliedstaaten
Maßnahmen zur Verbesserung der Fachkenntnisse ihrer eingesetzt werden soll;
zuständigen Amtsträger zu fördern, wie beispielsweise die
Ermöglichung einer Sonderausbildung und, wann immer mög-
lich, die Abstellung und den Austausch von Personal sowie die
Ernennung von Auslandsrepräsentanten von Anklage- oder
Justizbehörden im Einklang mit den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften oder bilateralen Abkommen;

11. wiederholt ihre Bitte an die Mitgliedstaaten, dem auszurichten;
Generalsekretär den Wortlaut einschlägiger Gesetze und Infor-
mationen über ihre Verfahrensweisen im Zusammenhang mit
der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen, ins-
besondere in Auslieferungsfällen, sowie aktuelle Informatio-
nen über die für die Bearbeitung von Anträgen zuständigen
zentralen Behörden zukommen zu lassen;

12. ersuchtden Generalsekretär,

a) im Rahmen der verfügbaren außerplanmäßigen Mittel
die in Ziffer 11 genannten Informationen regelmäßig auf den
neuesten Stand zu bringen und zu verteilen;

b) den Mitgliedstaaten, die um Hilfe bei der Ausarbei- staatlichen Sachverständigengruppe für Auslieferung zu-
tung, Aushandlung und Anwendung bilateraler, subregionaler, sammen mit dieser Resolution zur Prüfung vorzulegen.
regionaler oder internationaler Auslieferungsverträge sowie bei
der Ausarbeitung und Anwendung einschlägiger innerstaat-
licher Rechtsvorschriften ersuchen, nach Bedarf auch künftig
Beratende Dienste und technische Kooperationsdienste zu ge-
währen;

c) die regelmäßige Kommunikation und den regel-
mäßigen Austausch von Informationen zwischen den für
Auslieferungsersuchen zuständigen zentralen Behörden der Artikel 3
Mitgliedstaaten sowie die Veranstaltung regionaler Treffen
dieser Behörden für diejenigen Mitgliedstaaten zu fördern, die
daran teilnehmen möchten;

d) unter Berücksichtigung der im Bericht der Tagung der
Zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe enthaltenen

51

nen, unter Beteiligung derjenigen Mitgliedstaaten, die an der
in den Empfehlungen genannten zwischenstaatlichen Organi-
sationstagung interessiert sind, und im Rahmen der verfügba-
ren außerplanmäßigen Mittel das Personal der zuständigen
Regierungsstellen und zentralen Behörden der Mitgliedstaaten
auf deren Ersuchen auf dem Gebiet des Auslieferungsrechts
und der Auslieferungspraxis aus- und fortbilden zu lassen,
damit dieses die erforderlichen Fachkenntnisse erwirbt und die
Kommunikation und Zusammenarbeit mit dem Ziel einer
wirksameren Gestaltung der Auslieferung und der damit
zusammenhängenden Praxis verbessert wird;

13. ersuchtden Generalsekretäraußerdem, im Rahmen

tionen, dem Interregionalen Forschungsinstitut der Vereinten
Nationen für Kriminalität und Rechtspflege und den anderen
zum Verbund des Programms der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege
gehörenden Instituten geeignetes Aus- und Fortbildungs-

14. spricht dem Internationalen Institut für höhere
kriminologische Studienihre Anerkennungfür sein Angebot
aus, zur Ausarbeitung des in Ziffer 13 genannten Aus- und
Fortbildungsmaterials sowie von Aus- und Fortbildungskursen
auf dem Gebiet des Auslieferungsrechts und der Ausliefe-
rungspraxis ein Koordinierungstreffen zu organisieren und

15. ersuchtden Generalsekretär, sicherzustellen, daß die
Bestimmungen dieser Resolution vollinhaltlich durchgeführt
werden, und fordert die Mitgliedstaaten und die Finanzierungs-
institutionen nachdrücklich auf, dem Generalsekretär durch die
Entrichtung freiwilliger Beiträge an den Fonds der Vereinten
Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege bei
der Durchführung dieser Resolution behilflich zu sein;

16. ersucht den Generalsekretäraußerdem, dem Vor-
bereitungsausschuß für die Schaffung eines internationalen
Strafgerichtshofs den Bericht der Tagung der Zwischen-

70. Plenarsitzung
12. Dezember 1997

ANLAGE

Ergänzungsbestimmungen zum Muster-
Auslieferungsvertrag

1. Der Wortlaut der Fußnote 96 ist am Ende von Buchstabe
a) anzufügen, und es ist eine neue Fußnote mit folgendem
Wortlaut hinzuzufügen: "Einige Länder werden vielleicht

Ebd., Anhang III.51
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bestimmte Verhaltensweisen aus dem Begriff der politischen rungsfähige Straftaten anwendbar ist, die aufgrund der
Straftat ausschließen wollen, beispielsweise Gewalthandlungen gleichen Tatsachen nachgewiesen werdenkönnen wie die
wie etwa schwere Straftaten, die mit der Anwendung von ursprüngliche Straftat, auf der das Auslieferungsersuchen
Gewalt gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit oder beruht, und die die gleiche Strafe oder eine geringere Strafe als
die Freiheit einer Person verbunden sind." die ursprüngliche Straftat nach sich ziehen."

2. In Fußnote 97 ist der folgende Satz hinzuzufügen: "Einige
Länder werden vielleicht außerdem bei der Auseinanderset-
zung mit der Frage der Verjährung ausschließlich die
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates zugrundelegen
oder vorsehen wollen, daß eine Unterbrechung bewirkende
Handlungen in dem ersuchenden Staat von dem ersuchten
Staat anerkannt werden."

Artikel 4 "Einige Länder werden jedoch vielleicht festlegen wollen, daß

3. Dem Buchstabena) ist folgende Fußnote hinzuzufügen:
"Einige Länder werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen
Rechtsordnung vielleicht andere Möglichkeiten erwägen
wollen, um sicherzustellen, daß Straftäter nicht aufgrund ihrer
Staatsangehörigkeit der Bestrafung entgehen, wie beispiels- 12. Der Fußnote 106 ist der folgende Satz hinzuzufügen: "In
weise Bestimmungen, die die Übergabe aufgrund von schwe- bestimmten Fällen werden sich der ersuchende Staat und der
ren Straftaten oder die vorübergehende Überstellung der ersuchte Staat vielleicht darauf verständigen müssen, daß der
betreffenden Person für die Zwecke des Gerichtsverfahrens ersuchende Staat außerordentliche Kosten übernimmt, ins-
und ihre Rücküberstellung in den ersuchten Staat zur Verbü- besondere in komplexen Fällen, in denen eine erhebliche
ßung der Freiheitsstrafe ermöglichen." Disparität zwischen den Mitteln besteht, über die jeder der

4. Unter Buchstabed) sind dieselben Bestimmungen des
Grundsatzesaut dedere aut judicare(entweder ausliefern oder 52/89. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für
strafrechtlich verfolgen) wie in den Buchstabena) und f) Verbrechensverhütung und die Behandlung Straf-
hinzuzufügen. fälliger

Artikel 5 Die Generalversammlung,

5. Der Überschrift von Artikel 5 ist folgende Fußnote
hinzuzufügen: "Einige Länder werden vielleicht erwägen
wollen, die modernsten Verfahren zur Übermittlung von
Ersuchen vorzusehen sowie Mittel, mitdenen die Echtheit der Kenntnis nehmendvon dem Bericht des Generalsekretärs
aus dem ersuchenden Staat hervorgehenden Dokumente sowie ferner in Anerkennung der Unterstützung, die dem
nachgewiesen werden könnte." Afrikanischen Institut der Vereinten Nationen für Verbre-

6. Fußnote 101 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:
"Einige Länder, die Beweise zur Untermauerung eines
Auslieferungsersuchens verlangen, werden vielleicht die 1.beglückwünschtdas Afrikanische Institut der Ver-
Beweismittel festlegen wollen, die notwendig sind, um den einten Nationen für Verbrechensverhütung und die Be-
Nachweis zu erbringen, daß die Kriterien für eine Auslieferung handlung Straffälliger zu seinen Anstrengungen, die regiona-
erfüllt sind; sie sollten dabei die Notwendigkeit der Erleichte- len Aktivitäten der technischen Zusammenarbeit zu fördern
rung einer wirksamen internationalen Zusammenarbeit im und zu koordinieren, die sich mit den Systemen zur Ver-
Auge behalten." brechensverhütung und Strafrechtspflege in Afrika befassen;

Artikel 6 2. erklärt erneut, daß es in Anbetracht des Beitrags, den

7. Der Überschrift von Artikel 6 ist folgende Fußnote
hinzuzufügen: "Einige Länder werden vielleicht wünschen,
daß im Falle des vereinfachten Auslieferungsverfahrens auf
den Grundsatz der Spezialität verzichtet wird."

Artikel 14

8. Dem Absatz 1 Buchstabea) ist folgende Fußnote hinzu-
zufügen: "Einige Länder werden außerdem vielleicht festlegen
wollen, daß der Grundsatz der Spezialität nicht auf ausliefe-

9. Fußnote 103 ist zu streichen.

10. Dem Absatz 2 ist folgende Fußnote hinzuzufügen:
"Einige Länder werden vielleicht auf die Vorlage einiger oder
aller dieser Dokumente verzichten wollen."

Artikel 15

11. Der Fußnote 105 ist der folgende Satz hinzuzufügen:

die Durchlieferung nicht aufgrund der Staatsangehörigkeit
verweigert werden darf."

Artikel 17

beiden Staaten verfügt."

unter Hinweisauf ihre Resolution 51/61 vom 12. Dezember
1996 und alle anderen einschlägigen Resolutionen,

52

chensverhütung und die Behandlung Straffälliger gewährt
wurde,

das Institut zum Programm der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege
leisten kann, notwendig ist, die Fähigkeit des Instituts zur
Unterstützung eines einzelstaatlichen Mechanismus für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in den afrika-
nischen Ländern zu stärken;

A/52/327.52




